
Über die Jobchancen un-
serer Kinder entscheiden 
weniger die Personalabtei-

lungen, als vielmehr 
eine gute Bil-

dung. Des-
  halb nimmt
 der Senat – 

obwohl das
Land  wei-
ter sparen
muss – 
Geld in 

die Hand, 
um den 
B erl iner 
Kindern 
und Ju-
g e n d l i -
chen eine 

bestmögliche 
Ausgangslage 

zu verscha! en.
Mit dem Kita -
ausbau-Pro-
gramm erwei-

tern wir das Be-
treuungsangebot
 für die Kleinen.    

Das Schulsa-
nierungsprogramm und die 
Neueinstellung von rund 
1.400 Lehrern verbessern 
das Bildungsangebot in den 
Schulen. Brennpunktschulen 
in einem besonders heraus-
fordernden sozialen Umfeld 
werden mit zusätzlichen 
Mitteln gezielt unterstützt.

Der Ausbau von Kitas 
und Ganztagsschulen steigert 
nicht nur die Bildungschan-
cen der jungen Generation, 
sondern erleichtert es auch 
Eltern und vor allem Allein-
erziehenden, wieder arbeiten 
zu gehen. So zahlt sich die 
gute Bildungsinfrastruktur 
doppelt aus: gute Perspekti-
ven für Kinder und Eltern!   

Ihr Klaus Wowereit

ZAHL DES MONATS

2.502.277
So viele Wahlberechtigte kön-
nen am 22. September in Ber-
lin an der Bundestagswahl 
teilnehmen, das sind 34.305 
mehr als bei der Bundestags-
wahl 2009.

ZITAT DES MONATS

ÈSchlechte Kandidaten wer-
den gewŠhlt von guten BŸr-
gern, die nicht zur Wahl ge-
henÇ
" omas Je! erson (1743–1826),  
US-Präsident  

 Es wird spannend am 22. 
September - auch für die 
Meinungsforscher. Denn in 
den Umfragen vor der Bun-
destagswahl geben diesmal 
40 Prozent der Befragten an, 
sich noch nicht entschieden 
zu haben. Oder ihre Wahl-
entscheidung noch einmal 
überdenken zu wollen.

 Für die derzeitige Bundesre-
gierung ist das nicht gerade ein 
Vertrauensbeweis. Im ARD-
Deutschlandtrend wünschten 
sich im August auch nur ganze 
41 Prozent eine Fortsetzung 
der schwarz-gelben Regierung, 
55 Prozent sagen: Es ist Zeit für 
einen Regierungswechsel. Zah-
len, die übrigens seit Monaten 
konstant sind.

Bei vielen entscheidenden 
Fragen fehlt der jetzigen  Bun-
desregierung der Rück halt in 
der Bevölkerung. Mehr als drei 
Viertel der Befragten halten 
etwa das Betreuungsgeld, das 
vom Kitabesuch fernhält, für 
Unfug. Und auch beim Min-
destlohn folgt die Mehrheit 
den Vorschlägen von SPD, 
Gewerkscha# en und Grünen.  
Beim Kopf-an-Kopf-Rennen 
zwischen Rot-Grün und 
Schwarz-Gelb könnten solche 
inhaltlichen Unterschiede am 
Ende den Ausschlag geben.

Denn es gibt  klare Alterna-
tiven. Die Wählerinnen und 
Wähler können entscheiden, 
ob weiter vorrangig auf den 
Markt gesetzt wird – und  

damit im Zweifelsfall auch 
einmal ganze Städte vom 
Bahnnetz abgekoppelt wer-
den. Oder ob zentrale Alltags-
fragen wieder stärker gesell-
scha# lich geregelt werden.  

Es ist die Entscheidung zwi-
schen einem schwarz-gelben 
Streit über regionale und bran-
chenspezi$ sche Mindestlöhne 
oder seine % ächendeckende 
Einführung durch Rot-Grün. 
Zwischen dem Zulassen von 
Altersarmut oder dem Um-
steuern in der Rentenpolitik. 
Zwischen Mieterhöhungen im 
bisherigen Umfang oder einem 
stärkeren Schutz der Mieter ge-
rade bei Neuvermietung. 

Unterschiedliche Vorstel-
lungen gibt es auch bei der 

Bildung: hier Betreuungsgeld, 
dort Kita-Ausbau. Oder bei der 
Finanzierung von P% ege und 
Gesundheit, wo Rot-Grün mit 
der Bürgerversicherung eine 
Alternative entwickelt hat. All 
dies setzt entsprechende Steu-
ereinnahmen und ein Steuer-
system voraus, das die Leis-
tungsfähigkeit berücksichtigt.   

Wahlkämpferinnen und 
Wahlkämpfer der SPD ziehen 
derzeit von Haustür zu Haus-
tür, um vor allem frühere SPD-
Wählerinnen und Wähler zu-
rück zu gewinnen. Mit ihrer 
Unterstützung könnte im 150. 
Jahr der SPD wieder für mehr 
Gerechtigkeit gesorgt werden. 
Entschieden ist noch nichts. 
  Mehr zum Thema auf S. 3           

 Schon entschieden?

Genauso heiß wie dieser Sommer könnte auch der Herbst werden – weniger meteorologisch als politisch. Die Wahlen zum Deutschen Bundestag stehen an. Über 
600 Abgeordnete stellen sich den Fragen der Bürgerinnen und Bürger. Ihnen geht es vor allem um eines: Dass die Wahlberechtigten ihr Recht aufs Wählen am 22. 
September wahrnehmen. Ohne diesen Schritt verliert die Demokratie ihre Legitimation und Demokratieorte wie der Reichstag wären nur schöne Hüllen.     Foto: AKP

GUTE BETREUUNG 
UND GUTE BILDUNG – 
GUTE PERSPEKTIVEN!

 Spannung vor der Bundestagswahl - Viele Wählerinnen und Wähler sind noch 
unentschlossen - Klare Unterschiede bei den Konzepten der Parteien
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WAS SICH
ÄNDERN MUSS.

Prominente
Berlinerinnen
und Berliner

über ihre Wünsche
zur Bundestagswahl.

Seite 3

 Zehn Fotos liegen auf dem 
Schreibtisch von Eva Högl. Es 
sind Bilder jener Menschen, 
die zwischen 2000 und 2007 
Opfer der rechtsextremen 
Zwickauer Terrorzelle wurden.

 Für sie studiert Högl immer 
wieder bis tief in die Nacht 
meterhohe Berge von Akten. 
Als SPD-Sprecherin im NSU-
Untersuchungsausschuss des 
Deutschen Bundestags will sie 
vor allem eines: für die Opfer 
und Angehörigen eine lücken-
lose Au& lärung darüber, wie 
drei Rechtsextreme mehr als 
ein Jahrzehnt in Deutschland 

untertauchen und zehn Men-
schen ermorden konnten. Die 
" emen NSU und Rechtsex-
tremismus berühren sie sehr: 

„Ich bin teilweise so sehr in 
diese Welt abgetaucht, dass ich 
selbst vom Zwickauer Terror-
trio träume.“ Mehr auf Seite 7.

 In kleinen Teams klingeln 
sie an den Türen und wollen 
wissen, was den Bürgerinnen 
und Bürgern in den Kiezen 
auf den Nägeln brennt. Fast 
immer sind es freundliche, 
interessante Gespräche.

 „Wissen Sie schon, ob Sie 
im Herbst wählen gehen? Wie 
stehen Sie zur Forderung eines 
gesetzlichen Mindestlohns? 
Und welches " ema sollte eine 
SPD-Regierung vor allem an-
gehen?“ lauten beispielha#  die 
knappen Fragen, welche die 
kleinen Teams von engagier-
ten SPD-Mitgliedern im Bezirk 

Mitte seit ein paar Wochen den 
Bewohnerinnen und Bewoh-
ner an der Haustüre stellen. 

„Warum wir das tun? Wir 
wollen gerne mehr erfahren“, 
sagt Boris Velter, SPD-Kreis-
vorsitzender von Mitte. „Wir 
wollen unsere Politik mit den 
Ansprüchen der Menschen 
in unserem Bezirk abgleichen 
und für unsere Ansätze wer-
ben. Deswegen freuen wir uns 
über jede Tür, die geö! net wird 
und über jede Antwort. Wir 
wollen, dass alle am 22. Sep-
tember wissen, welche Wahl 
sie haben.“

 Auf Hausbesuch  Die Bilder bleiben im Kopf 
SPD-Mitglieder besuchen 
die Bürgerinnen und Bürger von Mitte

 Die Bundestagsabgeordnete Eva Högl aus Mitte
engagiert sich gegen rechts und mit Herz für den Bezirk! 

 Eva Högl, SPD-Sprecherin im NSU-Untersuchungsausschuss.

IN DIESER AUSGABE

BEZAHLBAR WOHNEN
Berlin tut viel für bezahlbare 
Mieten. Einiges kann nur der 
Bundestag regeln.         Seite 4

HEIMAT STADT    
Christina Rau entdeckt ihr 
„privates Berlin“.           Seite 5

RÄTSEL
Zu gewinnen: Interessante 
Freikarten bei den Stadtblatt-
Rätseln.    Seite 6

OHNE ZAUN
Der Tiergarten braucht kei-
ne Umzäunung, sagt  Janina 
Körper, SPD-Bezirksverord-
nete in Mitte.                Seite 8

VERSCHULDET?
Kompetente Hilfe: Ein Besuch 
in der Caritas-Beratungsstelle 
in Mitte. Eva Högl und Brigit-
te Zypries besuchten die Ein-
richtung jetzt.                Seite 8

W I S S E N S W E R T E S  A U S  B E R L I N  U N D  D E M  B E Z I R K  B E R L I N  M I T T E  ·  A U S G A B E  S E P T E M B E R  2 0 1 3

MITTEBerliner  
Stadtblatt



„Die Mehrzahl der 
Bürgerinnen und Bürger 
zweifelt daran, dass es in 
Deutschland noch gerecht 
zugeht“, heißt es in einem 
Aufruf, den die Aktion für 
mehr Demokratie im Inter-
net verö! entlicht hat.

„Die deutsche Wirt-
scha"  wächst, der Export 
boomt. Während die Zahl 
der Milliardäre weiter zu-
nimmt, wächst die Zahl der 
prekären Beschä" igungs-
verhältnisse, droht Alters-
armut. Eine verfehlte Re-
gierungspolitik spaltet die 
Gesellscha" .“

Einer der Initiatoren die-
ses Aufrufs ist der Gra! ker 
Klaus Staeck. Seit April 2006 
ist er Präsident der Akade-
mie der Künste in Berlin. 

Dem Berliner Stadtblatt 
erläutert er, warum er so 
deutlich für einen Regie-
rungswechsel eintritt. 

„Von einer sozialdemo-
kratisch geführten Regierung 
erwarte ich, dass sie etwas ge-
gen die zunehmende soziale 
Ungerechtigkeit und das dra-
matische Auseinanderdri" en 
zwischen Arm und Reich un-
ternimmt“, sagt Klaus Staeck.

 „Es geht um das glaub-
ha" e Engagement für den 
Schutz der Umwelt ebenso 
wie um die Durchsetzung 
des Mindestlohnes sowie 
den Kampf gegen den tota-
len Überwachungsstaat.

Gefragt ist praktische Po-
litik statt opportunistisches 
Schwadronieren nach dem 
Motto: Mutti wird‘s schon 
richten.

Es geht um die  Zukun" s-
fähigkeit Deutschlands in 
Europa.

Es geht um die Beendi-
gung einer Krisenbewälti-
gung zu Lasten der Mehr-
heit, die wieder einmal für 
eine fehlgeschlagene Politik 
zur Kasse gebeten wird.“

BETREUUNGS-
GELD
Jeder Anreiz, Kin-

der aus der Kita fernzu-
halten, ist eine gefährliche 
Fehlsteuerung. Das belegen 
Ergebnisse der jetzt veröf-
fentlichten Einschulungs-
untersuchung, nach denen 
der Besuch einer Kita die 
Deutschkenntnisse von 
Kindern – und damit ihre 
Schulfähigkeit – nachhaltig 
fördert. So verfügen heute 75 
Prozent der Kinder mit Mi-
grationshintergrund nach 
einem mindestens zweijäh-
rigen Kita-Besuch über gute 
bis sehr gute Deutschkennt-
nisse. Bei Kindern, die die 
Kita nicht besucht haben, 
sind es unter 50 Prozent. 

S-BAHN-AUSFÄLLE
Zwischen Januar und Mai 
sind nach Angaben der Se-
natsverwaltung für Stadt-
entwicklung insgesamt 
10.491 Zugfahrten bei der 
Berliner S-Bahn ausgefallen 
Die gefahrenen Züge haben 
sich um insgesamt 133.533 
Minuten verspätet, das sind 
etwas mehr als 93 Tage.  

Die vier Jahre, die mit der 
Bundestagswahl im Septem-
ber zu Ende gehen, waren 
verlorene Zeit für die P# ege. 
Gerade in der verbesserten Be-
treuung von p# egebedür"  igen 
Menschen mit Demenz besteht 
die dringendste Aufgabe. Mit 
einem neuen P# egebedür" ig-
keitsbegri!  wollte die Politik 
hier Abhilfe scha! en. Aber 
warum ist das so schwierig? 

„Neuer P# egebedür" igkeits-
begri$ “, das klingt nach einer 
eher technischen Arbeit. Aber 
vor allem führt jede sinnvolle 
Neuausrichtung der P# egever-
sicherung zu einem höheren 
Finanzbedarf. Mehr Hilfe bei 

Demenz, ein neues Begutach-
tungsverfahren zur Feststellung 
der P# egebedür" igkeit, an-
gemessene Bezahlung im an-
spruchsvollen P# egeberuf, Ab-
schied von der „Minutenp# ege“, 
weniger Sozialhilfeabhängigkeit 
von P# egebedür" igen – all diese 
Aufgaben werden Geld kosten. 

Schon vor sechs Jahren be-
gann ein Expertenbeirat beim 
Bundesgesundheitsministerium 
einen Vorschlag für einen neu-
en P# egebedür" igkeitsbegri$  
zu erarbeiten – ein schwieriges 
% ema und daher wurde es auch 
eine dicke Broschüre. 2009 noch 
vor dem Regierungsantritt der 
heutigen Koalition vorgelegt, wa-

ren die Erwartungen groß, dass 
der Inhalt nun mit einer umfas-
senden P# egereform umgesetzt 
wird. Doch der neue Bundesge-
sundheitsminister machte sich 
nicht an die Umsetzung der 
Reform, sondern ließ den Beirat 
weiterarbeiten, bis 2011 der ehe-
malige Diakoniepräsident Gohde 
seine Funktion als Vorsitzender 
des Beirates hinwarf: „Ich konn-
te nicht den Eindruck gewinnen, 
dass das Ziel, eine Verbesserung 
für Menschen mit Demenz zu er-
reichen, von der Regierung getra-
gen wird. Ich habe auch keinen 
politischen Willen für die Finan-
zierung gesehen“, sagte er u.a.

2013 – vier Jahre nach dem 

Bericht des P# egebeirats – er-
klärt nun die Bundesregierung, 
die Ideen zum P# egebedür" ig-
keitsbegri$  von damals seien 
eigentlich richtig gewesen. Der 
Umsetzung der wichtigen Re-
form ist Deutschland aber noch 
keinen Schritt näher gekommen, 
weil die Regierung es o$ enbar 
nicht wollte oder nicht konnte.         
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WIRTSCHAFT 
IM AUFWIND
Das Wirtscha" s-

wachstum Berlins wird 
nach Prognosen des In-
stituts für Wirtscha" s-
forschung Halle (IWH) 
wie im Vorjahr über dem 
bundesdeutschen Schnitt 
von 0,7 Prozent liegen. Die 
Hauptstadt bildet damit in 
Ostdeutschland eine Aus-
nahme. Dort stagniert die 
Konjunktur.

MEHR NEUBAUTEN 
Im ersten Halbjahr 2013 
sind  in Berlin 4.026 ge-
plante Neubauwohnungen 
genehmigt worden, das ist 
über ein Drittel mehr als 
im ersten Halbjahr 2012.  
Während die Zahl für neue 
Wohnungen in Ein- und 
Zweifamilienhäusern um 
11 Prozent anstieg, erhöhte 
sich die Zahl der geplanten 
Wohnungen in Mehrfami-
lienhäusern sogar um die 
Häl" e (+ 50,4 Prozent). 
Durch Baumaßnahmen an 
bestehenden Gebäuden, 
z. B. Dachgeschossausbau, 
werden dem Wohnungs-
markt weitere 896 Wohnun-
gen zur Verfügung stehen.

KÜNDIGUNGSSCHUTZ
Der Senat hat den Kündi-
gungsschutz für Mieterinnen 
und Mieter bei der Umwand-
lung von Mietwohnungen in 
Eigentumswohnungen auf 
zehn Jahre in ganz Berlin aus-
geweitet. Die neue Verord-
nung,  die von Stadtentwick-
lungs- und Umweltsenator 
Michael Müller mit Wirkung 
zum 1. Oktober erlassen wur-
de, ersetzt frühere Regelun-
gen, die nur für einige Innen-
stadtbezirke galten.

GUT FÜR BERLIN MEIN BLICK AUF DIE WAHL

Immer mehr Menschen 
müssen die Erfahrung ma-
chen, dass sie zwar hart ar-
beiten, aber trotzdem nicht 
genug zum Leben haben. 
Der Arbeitsmarkt ist gespal-
ten. Auch Einkommen und 
Vermögen gehen immer wei-
ter auseinander. Da ist etwas 
aus dem Lot geraten.

Die SPD will dieser Ent-
wicklung nicht tatenlos zu-
schauen. Wir wollen mehr 
WIR und weniger Egoismus. 
Und damit sind wir nicht al-
leine: Viele Menschen wollen 
mehr gesellscha" lichen Zu-
sammenhalt, mehr soziale 
Gerechtigkeit. 

Bei der Bundestagswahl 
am 22. September 2013 stehen 
echte Alternativen zur Wahl:

Beispiel Arbeit: Im Jahr 
2010 mussten 22 % der Be-
schä" igten mit einem Nied-

riglohn auskommen – und 
noch immer ist Deutschland 
eines der letzten EU-Länder 
ohne gesetzlichen Mindest-
lohn. Von Arbeit muss man 
leben können, deshalb wollen 
wir einen Mindestlohn von 
mindestens 8,50 Euro. 

Beispiel Rente: Die Bun-
desregierung schaut tatenlos 

zu, wie absehbar immer mehr 
Menschen trotz einer langen 
Erwerbsbiogra! e im Alter auf 
Grundsicherung angewiesen 
sein werden – statt jetzt die 
noch gute ! nanzielle Lage der 
Rentenkasse für Reformen zu 
nutzen. Die SPD ist die einzi-
ge Partei, die ein Rentenkon-
zept hat. Wir werden als SPD 
das derzeitige Sicherungsni-
veau bei der Rente stabilisie-
ren und die Ost- an die West-
rente angleichen. Damit nach 
einem langen Erwerbsleben 
im Alter genug Geld zum Le-
ben bleibt. 

Beispiel Kinderbetreuung: 
Hier wird das Versagen der 
schwarz-gelben Bundesre-
gierung besonders deutlich: 
Statt (vor allem im Westen) 
dringend benötigte Kinder-
tagesstätten zu bauen, wer-
den 2 Milliarden Euro für das 

widersinnige Betreuungsgeld 
verschwendet. Das Betreu-
ungsgeld werden wir gleich 
nach der Bundestagswahl 
wieder abscha$ en. Die SPD 
scha&   in den von ihr regier-
ten Bundesländern Kita-Plät-
ze. Wir sind die Kita-Partei. 

Beispiel bezahlbares Woh-
nen: Die schwarz-gelbe Bun-
desregierung hat vier Jahre 
lang nichts gegen steigende 
Mieten getan, stattdessen die 
Mieterrechte beschnitten. Die 
SPD will eine echte, schärfere 
Mietpreisbremse einführen – 
bei Wiedervermietungen nur 
noch maximal 10 % über der 
ortsüblichen Vergleichsmiete.

Deshalb: Gehen Sie am 
22. September zur Wahl und 
nehmen Sie mit Ihrer Stim-
me darauf Ein# uss, in welche 
Richtung sich unsere Gesell-
scha"  entwickeln soll.

ZUR WAHL STEHT DIE SOZIALE GERECHTIGKEIT 
Von Dr. Jan Stš§, Landesvorsitzender der SPD Berlin

!  Horst Seehofer, CSU-
Vorsitzender:
»Ich unter schreibe als CSU-
Vorsitzender nach der Bun-
destagswahl keinen Koa-
litionsvertrag, in dem die 
Einführung der Pkw-Maut 
für ausländische Auto-
fahrer nicht drin steht.«

!  Gero Storjohann, CDU-
Verkehrspolitiker:
»Es bleibt dabei, eine Maut 
für Pkw wird nicht kom-
men.«

!  Armin Laschet, stell-
vertretender CDU-Vorsit-
zender:
»In einem Koalitionsver-
trag wird das stehen, auf 
was sich CDU und CSU 
verständigt haben. Die 
Maut gehört nicht dazu.«

!  Michael Link (FDP), 
Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt:
»Eine nationale Abgabe, 
die einerseits alle EU-
Bürger beträfe, anderer-
seits aber alle Inländer 
ausnähme, geht europa-
rechtlich nicht.«
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Pfl egereform – vier verlorene Jahre
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Wieder mehr Gerechtigkeit
Klaus Staeck wirbt fŸr eine andere Politik

Klaus Staeck, Jahrgang 1938, ist 
GraÞ kdesigner, Karikaturist und 
Jurist.                                 Foto: privat 
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Die Schlagzeilen stellen 
der Bundesregierung kein 
gutes Zeugnis aus. 

„Kabinett der Ahnungs-
losen“ titelte die Berliner 
Zeitung unlängst. Und die 
Bilanz der Süddeutschen 

Zeitung lautete: „Die größ-
te Leistung der Koalition 
ist es deshalb, dass sie die 
vier Jahre überlebt hat.“ 

Welche Erwartungen ver-
binden Berlinerinnen und 
Berliner mit dem 22. Sep-
tember, was soll sich po-
litisch ändern, fragte das 
Berliner Stadtblatt. Hier 
einige Antworten.           

Was sich ändern muss
Prominente Berlinerinnen und Berliner
Ÿber ihre Erwartungen an die Bundestagswahl

... 1964 geboren, ist 
Musik produzent, Journa-
list und Autor.  

„Kreative brauchen eine 
Kulturpolitik, die nicht 
nur auf dem roten Tep-
pich der Filmpremieren 
statt! ndet, eine Medien-
politik, für die das Inter-
net kein „Neuland“ ist, 
und eine Sozialpolitik, die 
Solo-Selbständige sichert. 
Kreative brauchen einen 
Machtwechsel.“

TIM RENNER ...

... 1953 geboren, ist 
Leicht athletin. Sie gewann 
insgesamt neun paralym-
pische Goldmedaillen. 

„Ich wünsche mir für 
die Bundestagswahl, dass 
die Wahlversprechen auch 
umgesetzt werden. Großen 
Wert lege ich dabei auf die 
Bildung, Gesundheit (dazu 
gehört auch die P" ege) und 
die Versprechen im sozia-
len Bereich.“

MARIANNE
BUGGENHAGEN ...

... 1971 geboren, Dip-
lom-Pädagogin (u.a. 2004 
bis 2011 im RTL-Format 
„Die Super Nanny“) und 
Musiktherapeutin. 

„Heute brauchen wir 
dringend eine moder-
ne und zukun# sfähige 
Familienpoli tik, die den Be-
dürfnissen von Eltern nach 
Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf genauso gerecht 
wird wie dem Recht der 
Kinder auf‘s Kindsein und 
qualitative Betreuung und 
Bildung. 

Wir brauchen ein Zu-
kun# sbündnis für Familie 
und keine Kinder-Küchen-
Kirche-Herdprämie. Dafür 
stehen Peer Steinbrück und 
die SPD.“

KATIA SAALFRANK ...

... 1948 geboren, Histo-
riker mit dem Fachgebiet 
Neuere Deutsche und Eu-
ropäische Geschichte, ver-
ö! entlicht im Oktober das 
Buch „Mit anderen Augen“ 
über seinen Vater Willy 
Brandt.    

„Ich möchte, dass meine 
Enkel in einem auch inner-
lich geeinten Deutschland 
aufwachsen, das als Teil ei-
nes Vereinten Europa zum 
allgemeinen Frieden, zum 
Schutz der natürlichen 
Umwelt und zur gerechten 
Verteilung der Reichtümer 
unserer Erde beiträgt. Sie 

sollen in einer solidarischen 
Gesellscha#  der Freien und 
Gleichen leben, in der die 
Entfaltung der Individua-

lität aller und die Gemein-
scha# lichkeit gleich groß 
geschrieben werden. Jahr-
zehntelang hat es eine Vor-
herrscha#  des globalisierten 
Finanzmarktkapitalismus 
und der neoliberalen Ideo-
logie gegeben. Jetzt sollte 
die Entwicklung der sozi-
alen Teilhabe und - damit 
verbunden - der politischen 
Teilnahme zum Vorteil 
nicht nur einer Partei, son-
dern auch des gesellscha# -
lichen Zusammenhalts ein-
mal wieder im Sinne von 
„Mehr Soziale Demokratie 
wagen“ nach oben zeigen.“

PROF. DR.
PETER BRANDT ...

... 1936 geboren, Fernseh-
journalistin, Autorin und 
Publizistin. 

„Meine Wünsche an eine 
neue Bundesregierung sind 
sehr einfach und sehr 
selbst verständlich: 1. Geld-
umverteilung von oben 
nach unten. 2. Ein Mindest-
lohn von 8,50 Euro. 3. Eine 
scharfe Mietpreisbindung. 
4. Für Frauen natürlich: 
Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit, was wir seit Jahr-
zehnten fordern! 4. Endlich 
gerechtere Renten. 5. Weg 
mit dem Betreuungsgeld, 
dafür kostenfreie Kita-Plät-
ze für alle Kinder, vor allem 
für die sozial Benachteilig-
ten.“

LEA ROSH ...

... 1952 geboren, seit 
2002 Bundesvorsitzender 

des Deutschen Gewerk-
scha" sbundes. 

„Wir brauchen sofort einen 
gesetzlichen Mindest lohn 
von 8,50 Euro pro Stunde, 
und es muss endlich Schluss 
sein mit dem Missbrauch 
von Leiharbeit und Werks-
verträgen.“

MICHAEL SOMMER ...

... 1954 geboren, Vor-
sitzende des DGB Bezirks 
Berlin-Brandenburg. 

„Das größte Risiko für die 
Demokratie sind Menschen, 
die nicht wählen gehen, weil 
sie glauben, dass man sowieso 
nichts ändern kann. Es ist gut, 
wenn Sozialdemokratinnen 
und -demokraten an der Re-
gierung beweisen, dass man 
sehr wohl was ändern kann, 
dass es einen Unterschied 
ausmacht, wer die Regierung 
stellt.

Dabei sind nicht Worte ge-
fragt, sondern Taten.“

DORO ZINKE ...

... 1977 geboren, war 
Schauspieler und arbeitet 
heute als Autor und Lite-
raturagent. Seit Februar 
2012 ist er Herausgeber 
des monatlich erscheinen-
den Nachrichtenmagazins 
„Berlintürk“. 

„Ich wünsche mir, dass 
alle Parteien zusammen ge-
gen den institutionellen Ras-
sismus vorgehen. Anstatt 
das Trennende zu betonen, 
muss auf Gemeinsamkeiten 
gebaut werden. In einer mo-
dernen Gesellscha#  dürfen 
Farbe und Religion keine 
Rolle mehr spielen.“

…ZG†R …ZATA ...STIMMEN ZUR BUNDESTAGSWAHL

Früher Sängerin der Band 
Lucilectric, hat sie 2013 ih-
ren Debüt-Roman „Frau 
Hölle“ verö! entlicht. 

„Ich wünsche mir von 
den zur Wahl antreten-
den Politikern und Par-
teien Ehrlichkeit, Respekt 
vor der Lebensleistung 
aller Bürger und echte Lö-
sungsvorschläge statt eines 
Wahlkampfs, der unter-
schiedliche Gesellscha# s-
schichten gegeneinander 
au$  etzt. Ich wünsche mir 
Politiker, die die Verlet-
zung von Bürgerrechten 
im Internet ernst nehmen 
- anstatt sie entweder als 
wahnha#  abzutun oder sie 
für Wahlkampfreden aus-
zuschlachten, während sie 
gleichzeitig auf Kuschel-
kurs mit den Verantwort-
lichen gehen.

Ich wünsche mir Politi-
ker, die selbst aus gesundem 
Menschenverstand heraus 
überlegen, wie man den Pro-
blemen dieser Zeit begegnen 
kann, anstatt vermeintlichen 
Stammwählern Geschenke 
zu versprechen. Man sagt ja, 
Wünsche werden wahr, wenn 
man nur stark genug an ihre 
Erfüllung glaubt. Muss da 
ganz o% ensichtlich noch ein 
bisschen an mir arbeiten ...“

... 1938 geboren, Schri" -
steller, Drehbuchautor (Tat-
ort) und Journalist. 

„Nach der Wahl am 
22. September erho% e ich 
mir Weichenstellungen statt
Wahlgeschenke. Vor allem 
in der Bildungs- und in der 
Gesundheitspolitik. 
Ich wünsche mir eine Re-
gierung, die nicht mehr ihr 
Mäntelchen in den Wind 

hängt wie Frau Merkel, und 
die unseren europäischen 
Freunden wirklich hil# , die 
einen Mindestlohn durch-
setzt und Schwachsinnside-
en wie das Betreuungsgeld 
kippt. Ich wünsche mir 
Geld für Schulen, Straßen, 
Schi% fahrtswege, Schienen 
und Energieleitungen. Ich 
wünsche mir, dass ich nicht 
nachts im Krankenhaus im 
Sterben liege und niemand 
bei mir ist wegen des P" e-
genotstands. Ich habe eine 
ziemlich teure Wette laufen, 
dass Frau Merkel nach dem 
22. September nicht mehr 
Kanzlerin sein wird, und 
ich wünsche mir sehr, dass 
ich diese Wette gewinne.“

FELIX HUBY ...

... 1951 in Berlin geboren, 
ist Sänger, Schauspieler, 
Autor und Liedermacher. 

„Ich wünsche mir Quer-
denker unter den Gewählten, 

nicht große-Worte-Macher. 
Eine gerechte Sozialpolitik, 
nicht nur Beruhigungstropfen 
für einige und Hartz IV für 
die anderen.“

KLAUS HOFFMANN ...

LUCI VAN ORG ...

... 1971 in Tempelhof 
geboren, ist Moderatorin,
Schauspielerin, Schri" stel-
lerin, Sängerin, Regisseu-
rin und Drehbuchautorin. 

... 1960 geboren, ist En-
tertainerin und lebt seit 
1991 in Berlin. 

„Ich weiß sehr genau, wie 
einsam und frustrierend es 
sein kann, wenn man die 
deutsche Sprache nicht be-
herrscht. Deshalb ist Bil-
dung so wichtig: Kitaplätze 
für ALLE! Gut ausgestattete 
Schulen. Eine gute Ausbil-
dung und viel Unterstüt-
zung für Kindergärtne-
rInnen und LehrerInnen. 
Und eine gute Bezahlung. 
Das kostet und ist eine In-
vestition in die Zukun# . 
Eine Investition in weniger 
Frustration und weniger 
Sprachlosigkeit.”

GAYLE TUFTS ...



UND BERLIN
W€CHST DOCH
Auch wenn die Ergeb-
nisse des Mikrozensus et-
was anderes sagen: Berlin
wŠchst, allein im letzten
Jahr um 50.000 Men-
schen. ãDas entspricht
der Grš§e der bayeri-
schen Stadt PassauÒ, so
Berlins Regierender BŸr-
germeister Klaus Wowe-
reit. ãDie dynamische
Wirtschaft zieht Men-
schen aus dem In- und
Ausland zum Leben und
Arbeiten nach Berlin Ð
gleichzeitig bietet Berlin
eine ausgezeichnete Be-
treuungsinfrastruktur.Ò
Beim Mikrozensus waren
in Berlin 3.292.365 Perso-
nen ermittelt worden,
179.391 weniger als ange-
nommen.

ORGANSPENDE 
Mit einer ãBerliner ErklŠ-
rung OrganspendeÒ wol-
len die Unterzeichner fŸr
mehr Bereitschaft zu Or-
ganspenden werben und
zugleich dafŸr sorgen,
dass die Organspende
und -transplantation in
Berlin und darŸber hin-
aus auch in Deutschland
insgesamt transparenter
und vertrauenswŸrdiger
gemacht werden.  Zu den
Erstunterzeichnern ge-
hšrt der Berliner SPD-
Abgeordnete Thomas
Isenberg: ãKlare Leitplan-
ken des Patientenschutzes
mŸssen das Vertrauen in
die Organtransplantation
stŠrken, Anreize zum
Missbrauch beseitigen
und Kontrollen verbes-
sern. Andererseits: Wer
als Patient im Falle eines
Falles Organe gespendet
haben mšchte, sollte sich
Ÿberlegen, auch selber so-
lidarisch zu sein und Or-
ganspender zu werden.Ò 

NOTIZEN 

Klimawandel: Zunahme an extremen Temperaturen 
Berliner Forscher untersuchen die Folgen von Hitzestress und zeigen Handlungsmöglichkeiten auf

Berlin hat steigenden Mieten
den Kampf angesagt. Etliche
Ma§nahmen  zeigen bereits er-
ste Wirkung,  auch der Neubau
kommt in Fahrt. Einige Rege-
lungen  kšnnen aber nur auf
Bundesebene getroffen wer-
dden. 

Die landeseigenen Woh-
nungsbaugesellschaften Ÿben
nicht nur ZurŸckhalltung bei
Mieterhšhungen, sie bauen
auch wieder.  ãJetzt schon sind
rund 5000 neue Wohnungen in
64 Neubauprojekten geplantÒ,
berichtet Stadtentwicklungsse-
nator Michael MŸller. ãGleich-
zeitig haben die Gesellschaften
bereits 14.000 Wohnungen ge-
kauft und damit den stabilisie-
renden landeseigenen Woh-
nungsbestand deutlich er-
hšht.Ò  

Mieterinnen und Mieter die
den Verdacht haben, dass sie

eine Ÿberhšhte Miete zahlen,
kšnnen dies beim Bezirksamt
melden. MŸller: ãUnangemes-
sen kann eine Miete sein, wenn
sie die Ÿblichen Mieten ver-
gleichbarer Wohnungen in

4 Berliner St a d t b l a t tB E R L I N A K T U E L L

BRIEFWAHL
Bis zum 1. September haben
alle Berlinerinnen und Berli-
ner ihre Wahlbenachrichti-
gung erhalten.  Fehlt die Kar-
te, hilft das Bezirkswahlamt
bei der KlŠrung weiter.  Wer
am Wahlsonntag, dem 22.
September, zwischen 8 und
18 Uhr sein Wahllokal nicht
aufsuchen kann, kann Brief-
wahl beantragen. Hinweise
dazu gibt es auf der Benach-
richtigungskarte oder beim
Bezirkswahlamt im Rathaus.   

ZWEI STIMMEN
Es gibt zwei Stimmzettel, auf
denen jeweils ein Kreuz ge-
macht werden darf. Mit der
Erststimme wird der Kandi-
dat oder die Kandidatin im
Wahlkreis als Person ge-
wŠhlt. Berlin hat zwšlf Wahl-
kreise, die bis auf wenige

Ausnahmen den Bezirken
entsprechen. Die HŠlfte der
Bundestagsmandate wird auf
diese Weise direkt vergeben.
†ber die MehrheitsverhŠlt-
nisse im Bundestag - und da-
mit Ÿber Koalitionsmšglich-
keiten und Kanzler - ent-
scheidet die Zweitstimme.
Sie wird fŸr eine Partei und
deren Landesliste abgegeben
und bestimmt das eigentliche
KrŠfteverhŠltnis. 

ZUR WAHL GEHEN
Wahlberechtigt ist, wer die
deutsche Staatsangehšrigkeit
hat und Ÿber 18 Jahre alt ist.
WŠhlerinnen und WŠhler
mŸssen im Wahllokal einen
gŸltigen amtlichen Ausweis
mit Bild (Personalausweis,
Reisepass, FŸhrerschein oder
Schwerbehindertenausweis)
vorlegen. 

Berlin um mehr als 20% Ÿber-
steigt und der Vermieter zu-
sŠtzlich ein geringes Angebot
an vergleichbaren Wohnungen
ausgenutzt hat.Ò Welche Mie-
ten in Berlin ortsŸblich sind,

zeigt der Mietspiegel. Der Be-
zirk kann dann gegen den Ver-
mieter in diesen konkreten FŠl-
len vorgehen und empfindliche
Bu§gelder verhŠngen. 

Per Gesetz soll die Zweckent-

Nach einem langen kalten
Winter und einem kŸhlen
FrŸhjahr ist die Sehnsucht
nach Sonne naheliegend.  Aber
ein Mehr an Hitzetagen in Ber-
lin hat Schattenseiten. Die Fol-
gen von Hitzestress untersu-
chhen Klimatologen, Stadtgeo-
grafen, Mediziner, Bauphysi-
ker sowie Stadtplaner und So-
zialwissenschaaftler vor dem
Hintergrund des Klimawan-
dels. 

ãDer Hitzesommer 2003 hat
in Europa etwa 70.000 Men-
schenleben gefordert, die dritt-
grš§te Naturkatastrophe in Eu-
ropa seit 500 JahrenÒ, sagt Pro-
fessor Dieter Scherer, Klimato-
loge an der TU Berlin und Lei-
ter der Forschungsgruppe. ãIn
den Nachtstunden haben wir
im Sommer im Berliner Um-
land bis zu zehn Grad niedrige-
re Temperaturen als in der
InnenstadtÒ, wei§ der TU-Pro-

fessor. Hitzestress in Gro§stŠd-
ten folgert er aus Effekten un-
zureichender AbkŸhlung in
den Nachtstunden. Daraus re-
sultiert Schlaflosigkeit, gefolgt
von Konzentrationsstšrungen,
die wiederum Unfallrisiken er-
hšhen und Befindlichkeitsstš-
rungen verstŠrken sowie
Erkrankungen verschlimmern
kšnnen. 

ãNicht der Hitzschlag ist die
unmittelbare Folge von Hitze-
stress, vielmehr ist es ein
schleichender ProzessÒ, betont
Scherer.  Zu den durch Hitze-
stress GefŠhrdeten rechnet er
vor allem Šltere Menschen. Kli-
matologisch kein neuer Wir-
kungszusammenhang, aber im
Hinblick auf den Klimawandel
von zunehmender Tragweite.
ãDer Klimawandel ist ein rea-
les PhŠnomen. Die warmen
Wetterlagen werden zuneh-
men, die langen kalten Winter
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fremdung von Wohnraum ver-
hindert werden. Neue GeschŠf-
te mit Ferienwohnungen wird
es dann nicht mehr geben. 

Aber das Mietrecht wird auf
Bundesebene entschieden.
Hier ist die bisherige schwarz-
gelbe Regierungsmehrheit weit
hinter den Forderungen der
Opposition und der Mieterver-
bŠnde zurŸckgeblieben. Vor al-
lem die Mietbremse bei Neu-
vermietung fehlt. Die mšchte
die SPD nun nach der Bundes-
tagswahl einfŸhren:  KŸnftig
sollen bei NeuvertrŠgen die
Mieten nur 10 Prozent Ÿber
der Vergleichsmiete liegen dŸr-
fen. Das Gleiche gilt fŸr Miet-
erhšhungen im Bestand: Maxi-
mal 15 Prozent in 4 Jahren sol-
len kŸnftig erlaubt sein. Und
MaklergebŸhren soll dann nur
noch der zahlen, der den Auf-
trag erteilt hat.                       U.H.

Bildung tut gut
Berlin investiert weiter in Kitas und Schulen

Der Hitze entkommen: Brunnen im Lustgarten.                  Foto: Horb

Wohnen soll bezahlbar bleiben. Die von vielen geforderte Mietbremse bei Neuvermietungen kann
aber nur auf Bundesebene durchgesetzt werden.                                                                                    Foto:  Horb

Der Ausbau von Kitas und
Schulen wird fortgesetzt. Jedes
Jahr stellt Berlin mehr als eine
Milliarde EEuro fŸr frŸhkindli-
che Bildung bereit. Auch in die
Schulen wird weiter investiert. 

In den letzten Jahren ist die
Zahl der Berliner Kinder, die
eine Kita besuchen, um 10.000
gestiegen. 20 Millionen Euro
hat das Land Berlin 2012 und
2013 fŸr den Ausbau von Kita-
PlŠtzen bereitgestellt. Die Zahl
der Stellen fŸr Erzieherinnen
und Erzieher ist in diesem Jahr
um 200 gestiegen. Als im Au-
gust das Recht auf einen Kita-
platz in Kraft trat, besuchten in
Berlin bereits Ÿber 44 Prozent
der Kinder zwischen 0 und 3
Jahren eine Kita - andere
BundeslŠnder streben gerade
erst 35 Prozent an.   

Die Zahl der Stellen fŸr Leh-
rerinnen und Lehrer ist von
26.212 auf 26.480 gestiegen. In
diesem Schuljahr bildet Berlin
zudem wieder 2.200 Referen-
dare aus. Alle 362 Grundschu-
len, alle 118 Integrierten Se-
kundarschulen (ISS) und Ge-

zestressrisiken ausloten und
auch vor planerischen Fehlent-
wicklungen warnen. Deshalb
spielen neben klimatologi-
schen Aspekten auch demogra-
fische und škonomische Ent-
wicklungen eine Rolle. Neben
den vier UniversitŠten Berlins
sind das Potsdam-Institut fŸr
Klimafolgenforschung wie
auch die CharitŽ beteiligt.
Stadtplanung, etwa BegrŸnung
im nŠheren Wohnumfeld, zŠhlt
ebenso zu den zentralen Hand-
lungsoptionen wie intelligente
GebŠudeklimatisierung. Berlin
als grŸnste Gro§stadt Europas
habe eine gŸnstige Ausgangsla-
ge, meint Dieter Scherer. Aber
er sieht da auch deutliche
Unterschiede in den Wohn-
quartieren der Stadt. FŸr die
Stadtplaner dŸrften aus den zu
erwartenden Forschungsergeb-
nissen weitreichende Empfeh-
lungen abzuleiten sein. ãDas

StadtgrŸn greift in die sozialen
LebensverhŠltnisse der Bewoh-
ner einÒ, wei§ Dieter Scherer
aus Forschungen anderer
Gruppen.

Potsdamer Klimaforscher se-
hen fŸr die nŠchsten Jahrzehn-
te in Deutschland eine Zunah-
me von Tagen mit extremen
Temperaturen, also 30 Grad
und mehr: In den Gro§stŠdten
entlang des Oberrheins im Zei-
traum 2031 bis 2050 um fŸnf
bis zehn Tage, in Berlin, Dres-
den und Leipzig um bis zu fŸnf
Tage. Hinzukommt: Der Anteil
der Stadtbewohner wŠchst bis
dahin auf 80 Prozent. Dieses
Berliner Forschungsprojekt
Ÿber Hitzestress in Gro§stŠd-
ten dŸrfte richtungsweisend
sein, denn bereits heute gibt es
30 MegastŠdte auf der Welt,
StŠdte mit mehr als zehn Milli-
onen Einwohnern und schon
2020 werden es 42 sein.        GL

meinschaftsschulen und Ÿber
ein Dutzend Gymnasien  bie-
ten inzwischen den Ganztags-
betrieb an. Mit Investitionen in
die Sanierung und die Schaf-
fung neuer SchulrŠume berei-
tet sich Berlin zudem auf stei-
gende SchŸlerzahlen vor.U.H.

Viel erreicht für Berlins Schulen: Bildungssenatorin Sandra Schee-
res (SPD).                                                                               Foto: Schulenberg

So bleibt Wohnen bezahlbar
Bußgelder gegen überhöhte Mieten - Mehr Neubau - Landesunternehmen kauften 14.000 Wohnungen 

sind dazu kein Widerspruch.
Wir befassen uns mit nach-
weisbaren Folgen und wollen
die Risiken erforschenÒ, sagt
Scherer. Er spricht vorsichtig

von Projektionen und nicht
von Prognosen. 

Das bis 2018 angelegte For-
schungsvorhaben soll Hand-
lungsmšglichkeiten gegen Hit-



ãGenau das ! nde ich so 
toll an dieser Stadt: dass es 
hier so viele verschiedene 
Mšglichkeiten und inter-
essante GegensŠtze gibt.Ò 
Christina Rau hat in diesem 
Sommer ein neues Puzzle-
StŸck gefunden, das ganz 
prima in dieses Berlin-Bild 
passt: Der ãPraterÒ am 
Prenzlauer Berg hat es ihr 
angetan. 

ãSo ein riesiger Biergarten 
mitten in Berlin mit fršh-
licher, ausgelassener Stim-
mung und so vielen jungen 
Leuten Ð schšn ist das.Ò

Als ãFirst LadyÒ wŠhrend 
der Amtszeit von Bundes-
prŠsident Johannes Rau hat 
sie die Hauptstadt vor allem 
ãdienstlichÒ kennengelernt 
und war viel auf Reisen.

Jetzt erkundet sie Ð ãquer 
durch die StadtÒ - ihr privates 
Berlin und fŸhlt sich in Zeh-
lendorf zuhause. 

Denn: ãHeimat ist da, wo 
der Lebensmittelpunkt, die 
Familie istÒ, hat der frŸhe-
re nordrhein-westfŠlische 
MinisterprŠsident Johannes 
Rau gesagt, als er 1998 zum 
BundesprŠsidenten gewŠhlt 
wurde und die Familie an 
den neuen Dienstsitz umzog. 
Und anders als die Bundes-
tags-Abgeordneten, die zwar 
in den parlamentarischen Sit-
zungswochen hier wohnen, 
dann aber immer wieder die 
Ko!er packen, um zurŸck in 
ihre Wahlkreise zu fahren - 
sind sie geblieben.

 Weil fŸr die Kinder, die 
beim Umzug 12, 14 und 15 
Jahre alt waren, ãnachhause 
kommenÒ nun Berlin und 
nicht mehr Wuppertal hei§t. 
Weil Johannes Rau ein Eh-
rengrab auf dem Dorotheen-
stŠdtischen Friedhof hat, 
aber auch, weil die ausgewie-
sene Politologin Christina 
Rau in Berlin nach wie vor 

viele Aufgaben stemmt, z.B. 
fŸr die Kindernothilfe, die 
Johannes-Rau-Gesellschaft 
oder das Deutsch-Israelische 
Zukun"s forum.

In der ãSti"ung Zukun" 
BerlinÒ setzt sie sich als 
Schirmherrin des ãCampus 
RŸtliÒ dafŸr ein, dass aus ei-
ner Schule mit schlechtem 
Ruf ein Bildungsprojekt mit 

guten Aussichten auf neue 
Chancen wird. Sie radelt ger-
ne zu ihren Terminen, erzŠhlt 
Christina Rau. ã17 Kilometer 
hin, 17 Kilometer zurŸck. Ich 
genie§e das sehr, weil es mir 
einen besonderen Blick auf 
die Stadt erlaubtÒ. Und Ð siehe 
oben Ð auch so manche Ent-
deckung.

                                        U. W.

Der Herbst steht vor der 
TŸr, und es gibt reichlich 
Ernte Ð ob auf den Feldern 
rund um die Stadt oder in 
den KulturstŠtten mitten-
drin. Nach dem erfolgreichen 
Start 2012 geht die ãBerlin 
Art WeekÒ am 17. Septem-
ber in die zweite Runde. Ver-
schiedene Kunst-Institutio-
nen  haben sich gemeinsam 
mit den Senatsverwaltungen 
fŸr Wirtscha"  und Kultur 
auf die neue Dachmarke ver-
stŠndigt. 

Sommer, Sonne, Wasser: 
Das Berlins Kulturstaatsekre-
tŠr AndrŽ Schmitz sieht die 
Berlin Art Week auf dem 
besten Weg, sich einen festen 
Platz im nationalen und in-
ternationalen Kulturkalender 
zu sichern. So wird sich wie-
der die Kunst Berlins in einer 
Woche prŠsentieren. Das ver-
spricht, das Kunstereignis des 
Herbstes zu werden. Im Inter-
net: www.berlinartweek.de.

Im Berliner Dom gibt es 
auch dieses Jahr (17. bis 27. 
Oktober) die Jedermann-
Festspiele. Die Regie fŸhrt bei 
Hugo von Hofmannsthals 
ãSpiel vom Sterben des reichen 

MannesÒ erneut Brigitte Grot-
hum. Der leuchtende Kontrast 
zum dŸsteren BŸhnenspiel ist 
das traditionelle ãFestival of 
LightsÒ, das vom 9. bis 20. Ok-
tober wichtige GebŠude der 
Stadt in buntes Licht taucht.  

Wenn die Stra§e des 17. 

Juni mal wieder fŸr ein paar 
Tage dicht ist, dann ist das kein 
Grund zum €rgern. Denn 
rund um den Tag der Deut-
schen Einheit wird Ð das ist 
sich Berlin schuldig Ð wieder 
gefeiert. Vom 3. bis 6. Oktober. 
Bereits am 29. September star-

tet dort der Berlin-Marathon.
Am Wahltag, dem 22. 

September, prŠsentiert sich 
auf dem Potsdamer Platz die 
brandenburgische Landwirt-
scha" beim Bio-Ho!est, ver-
bunden mit dem Fest zum 
Weltkindertag. Das signali-

siert zugleich: Es beginnt die 
Zeit der Erntefeste. Wer in 
Berlin bleiben will, erntet am 
22. September beim Karto!el-
fest auf der DomŠne Dahlem 
seine ErdŠpfel selbst. Oder er 
fŠhrt mit seinen Kindern am 
6. Oktober zum Vierfelderhof 
in Gatow Ð Gro§-Glienicker 
Weg 30, Bus X34 bis Alt-
Gatow. 

Auf der DomŠne Dahlem 
hei§t es an diesem Tag: Mit 
Gro§vater Karto!eln ernten, 
und am 12. / 13. Oktober ist 
Erntefest. 

FŸr Weinfreunde gehšrt 
zum Herbst der Federwei§e 
mit Zwiebelkuchen. Da muss 
man nicht mehr an Mosel 
oder Rhein fahren, denn Bran-
denburg mausert sich gerade 
zum Weinland. Zum Beispiel 
Bestensee, wenige Autobahn-
ausfahrten Richtung Cottbus. 

Auf dem MŸhlenberg wird 
am 21. September ab 14 Uhr 
der junge Wein aus der ers-
ten Ernte des 2011 angelegten 
Weinbergs gefeiert.

Eine Woche spŠter das glei-
che in Grano bei Guben. Hier 
ist nicht nur ein Weinberg,  
sondern ein richtiges Wein-
bauzentrum entstanden. Von 
Mitte September bis Oktober 
kann man fast tŠglich Feder-
wei§en und  gleich nebenan in 
Werder roten Krausen, direkt 
im Wachtelberg genie§en. Es 
gibt aber noch einen Geheim-
tipp: Das auf der anderen Seite 
der Havel auf der Insel Tšplitz 
gelegene Weingut Klosterhof, 
ein Biobetrieb, der tŠglich zu 
Zwiebelkuchen und Feder-
wei§em lŠdt. Am 28. Septem-
ber kann man ab 10 Uhr bei 
der Weinernte mitmachen.                       
U. R.
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Der Herbst bietet reichlich Ernte

Engagiert in Berlin: Christina Rau beim Welttag gegen ausbeuterische Kinderarbeit 2013.  
 Foto: Kindernothilfe (Angelika Böhling/Christian Herrmanny)

Gekommen und geblieben
Christina Rau entdeckt ihr ãprivates BerlinÒ 

Zweimal tŠglich pendel-
te ein Gefangenentransport 
zwischen dem Gestapo-
Hauptquartier in der Prinz-
Albrecht-Stra§e und dem 
Tempelhofer Feld und brachte 
Nazi-Gegner von einem Pei-
niger zum anderen. Mitten in 
Berlin befand sich eines der 
ersten Konzentrationslager 
des Hitler-Regimes. Eine Son-
derausstellung der Gedenk-
stŠtte Deutscher Widerstand 
erinnert jetzt daran.

Zwischen 1933 und 1936 
waren hier všllig rechtlos 8000 
Menschen inha"iert, Folte-
rungen und Misshandlungen 
ausgesetzt. Wie viele hier den 
Tod fanden, ist unbekannt. Erst 
seit 1994 erinnert ein Denkmal 
an der Ecke Columbiadamm/
Gol§ener Stra§e an den Ort des 
Grauens, allerdings auf der fal-
schen Stra§enseite. Ab Sommer 
1933 nutzt die Gestapo die 1896 
am Rande des Tempelhofer 
Feldes errichtete MilitŠrstraf-
anstalt als GefŠngnis fŸr Nazi-
Gegner. Der rote Backstein-
Zellenblock, einst fŸr rund 
150 Gefangene errichtet, ist 
bereits nach wenigen Monaten 
mit mehr als 450 Gefangenen 

ŸberfŸllt. Zu ihnen zŠhlen der 
Jugendp#eger und spŠtere Ber-
liner SPD-Vorsitzende Franz 
Neumann, der Gewerkschaf-
ter Hans Bšckler, der Jurist 
und Publizist Kurt Hiller und 
der Kabarettist Werner Finck. 
Die Ausstellung zeigt an zahl-
reichen PortrŠts einen breiten 
Querschnitt der hier Inhaf-
tierten. Es sind unter anderem 
Sozialdemokraten, Kommu-
nisten, Gewerkscha"er, Geist-
liche, Juden wie auch Homose-
xuelle. Anfang 1935 bekommt 
die Ha"anstalt den o$ziellen 
Titel ãKonzentra tionslager Co-
lumbia-HausÒ und wird der SS 
unterstellt. Mit dem Ausbau des 
Flughafens Tempelhof kommt 
Ende 1936 der Schlusspunkt 
fŸr das KZ Columbia-Haus. Es 
wird 1938 abgerissen. Bis auf 
einen Wachmann bleiben die 
Peiniger des KZ nach 1945 un-
behelligt. Kein Ruhmesblatt fŸr 
die Justiz.  G. L.
! Ausstellung in der Gedenk-
stŠtte Deutscher Widerstand 
in der Stau!enbergstra§e, bis 
11. Oktober 2013.
! …#nungszeiten: Mo Ð Mi, 
Fr 9 Ð 18, Do 9 Ð 20, Sa und So 
10 Ð 18 Uhr

Denkmal am Columbiadamm.                                           Foto: Horb

Weinfest in Guben.                                  Foto: PR

In den nŠchsten Wochen ist viel los Ð in der Kultur, auf Bauernhšfen und in brandenburgischen Weinbergen

AUSSTELLUNGSTIPP

Das vergessene KZ 
GedenkstŠtte Deutscher Widerstand 
zeigt Ausstellung zum Columbia-Haus



Mieterhöhung. Mieterhš-
hungen, die innerhalb des 
ersten Jahres nach Vertrags-
abschluss eintre! en, sind un-
wirksam, wenn der Vermieter 
die GrŸnde fŸr die Erhšhung 
bereits beim Vertragsab-
schluss kannte. Er versto§e 

dann gegen die Verp" ichtung 
zu Transparenz und RŸck-
sichtnahme, urteilte das Amts-
gericht Wedding. 

Meinungsfreiheit. Die Ab-
mahnung eines Vermieters 
gegen eine Mieterin in Prenz-
lauer Berg, die anlŠsslich eines 

Aktionstags 2012 kurzzeitig 
an ihrem Balkon ein politi-
sches Plakat aufgehŠngt hatte, 
ist vom Amtsgericht Mitte 
zurŸckgewiesen worden. 

Ihr Plakat trug die Auf-
schri#  ãErst wenn die letzte 
Eigentumswohnung gebaut, 

der letzte Club abgerissen, der 
letzte Freiraum zerstšrt ist, 
werdet ihr feststellen, dass der 
Prenzlauer Berg das Ka!  ge-
worden ist, aus dem ihr einst 
ge" ohen seid.Ò Zwar ist die 
Mieterin durch eine Eigenbe-
darfskŸndigung des Vermie-
ters selbst Betro! ene, sie habe 
aber ausdrŸcklich nicht die 
Person angegri! en, sondern 
die gesellscha# liche Entwick-
lung kritisiert. Dies mŸsse der 
Vermieter dulden. 

TV-Empfang. Die Privat-
sender der RTL-Gruppe RTL, 
RTL 2, Super RTL und Vox 
verabschieden sich zum Ende 
des Jahres 2014 aus dem frei 
empfangbaren Antennenfern-
sehen DVB-T, das gut ein 
FŸn# el der Berlinerinnen und 
Berliner nutzt. Ab 2015 wer-
den diese Sender nur noch 
Ÿber Satellit, digitales Kabel 
oder Internet zu empfangen 
sein. Beim Kabelempfang fal-
len monatliche GebŸhren von 
rund 20 Euro an, beim Inter-
netfernsehen per DSL (Anbie-
ter u. a. Telekom und Vodafo-
ne) rund 40 Euro. Die beim 
Satellitenempfang (einmalige 
Kosten fŸr die GerŠte rund 
100 Euro) notwendige SchŸs-
sel kann und darf nicht Ÿber-
all angebracht werden. Statt 

RTL werden in Berlin kŸn# ig 
voraussichtlich weitere Sen-
der der Pro7-Sat1-Gruppe per 
Antenne empfangbar sein.

Ausbildung und Rente. 
FŸr alle, die jetzt eine Berufs-
ausbildung anfangen, beginnt 
zugleich die Versicherungs-
p" icht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Die Bei-
trŠge werden jeweils zur HŠlf-
te vom Arbeitgeber und vom 
Auszubildenden getragen. Der 
Arbeitgeber zieht diese Bei-
trŠge vom Lohn ab und fŸhrt 
sie an die Versicherung ab. 

Bei geringen Ausbildungs-
vergŸtungen bis 325   EUR 
monatlich zahlt der Arbeitge-
ber die BeitrŠge allein. Durch 
die Beitragszahlungen werden 
Entgeltpunkte erworben, die 
die Grundlage fŸr die Berech-
nung der spŠteren Rentenhš-
he bilden. Au§erdem werden 
die Monate mit BeitrŠgen bei 
der Ermittlung der Wartezeit 
berŸcksichtigt. Die Wartezeit 
entspricht einer Mindestver-
sicherungszeit, die fŸr den 
Anspruch auf Leistungen aus 
der gesetzlichen Rentenver-
sicherung erfŸllt sein muss. 
Berufseinsteiger, die wegen ei-
nes Arbeitsunfalls nicht mehr 
erwerbstŠtig sein kšnnen, 
brauchen nicht zu warten. 

Teilzeitausbildung. Damit 
junge Eltern einen quali$ zier-
ten Berufsabschluss erlangen 
kšnnen, ist auch in der Be-
rufsausbildung Teilzeit mšg-
lich. Bei diesem Ausbildungs-
modell, das in allen dualen 
Ausbildungsberufen mšglich 
ist, wird die wšchentliche 
Arbeitszeit im Betrieb in der 
Regel auf 75 % verkŸrzt, die 
Berufsschule besuchen die 
Auszubildenden in Vollzeit. 
Weitere Informationen unter 
www.jobstarter.de/ausbil-
dung-in-teilzeit

P! egekosten. Kinder mŸs-
sen nach einer Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs in 
Karlsruhe ihre Ersparnisse 
nicht au" šsen, um p" ege-
bedŸr# ige Eltern zu unter-
stŸtzen. In einer Grundsatz-
entscheidung wurde jetzt 
festgestellt, dass eine selbst 
bewohnte Eigentumswoh-
nung der Kinder nicht zum 
anrechenbaren Vermšgen 
gezŠhlt werden darf. Zudem 
bleiben Ersparnisse und Le-
bensversicherungen als eige-
ne Altersvorsorge der Kinder 
unangetastet, wenn sie 5 % des 
Bruttogehalts pro Berufsjahr 
nicht Ÿbersteigen. Beim mo-
natlichen Einkommen gilt ein 
Freibetrag von 1.600 Euro.

WAAGERECHT
1     Bedien" Šche
5   Stimmlage mit eigener Taste
       auf  PC-Tastaturen
7   griechischer Gott
10  Mahlzeit fŸrs Vieh
11  Au# akt am Dirigentenpult
14  mit Barrieren versehen
16  kabelloses Internet
17  Verdopplung des Skatrisikos
18  den Geiern zum Fra§
20  Soest (Kfz-Kennzeichen)
21  im †brigen das †brige
22  Nummer fŸr Ratlose 

25  Nummer (Abk.)
28  portugiesische Inselgruppe 
       mit eigenem Hoch
29  Kriechtier mit Schuppenkamm
31  SanitŠterjob
32  wenn Ehre, dann unbezahlt
33  KleidungsstŸck fŸr Damen
36  breitet sich in der gleich-
       namigen Ebene aus
37  wird am 22. September 
       neu gewŠhlt
39  Riesengedšhns
42  sie folgt o#  aus Frage 40 senkrecht
43  DestilliergefŠ§

46  Los ohne Gewinn
48  Berliner Bundestags-
       kandidatin
49  Adler fŸr Klassiker
50  Berliner Bundestagskandidatin
       (Umlaut= 1 Buchstabe)

SENKRECHT
1   Grauhai mit Sauglšchern
2   Grundlagenbereich
3   FundstŸcke im HŸhnerstall 
4   quarz- oder unruhegesteuert
5   Flussniederung
6   zwischen den Bergen

7   dorthin gehen 7 Millionen 
       Menschen einmal im Monat 
8   im €rmel illegal
9    Koalitionsvariante 
       (Umlaut = 1 Buchstabe)
11  Staatsknete
13  Wasser rein, Blumen schšn
15  kleiner Hirsch
16  Denkfabrik der 
       DGB-Gewerkscha# en
19  Bergweide
23  Strom in Westsibirien
24 Gewindefreie Verbindungs-

technik
26  Ozean
27  bayerischer Junge
30  aufwŠrts gehtÔs 
33  chemisches Element
34  herrscha# liches VerhŠltniswort
35 ostafrikanischer Binnenstaat
36  Marlon Brandos grš§te Rolle
38  lŠngliche, winklige Vertiefung
40  Tipp vom Kenner 
41  Abk. f. Arbeitnehmer
44  baskische Separatistenbrigaden
45  Schillers Freudenlyrik, 
       Beethovens Hymne
47  Aktiengesellscha# 

DIE GEWINNE
In die richtige Reihenfolge gebracht 
ergeben die rot umkreisten Buchstaben
einen versiegelten BehŠlter, in dem fol-
genreiche Unterlagen au! ewahrt wer-
den. Bitte schicken Sie das Lšsungswort 
auf einer Postkarte bis zum 23. Sep-
tember 2013 per Post an das Berliner 
Stadtblatt, MŸllerstr. 163, 13353 Berlin 
oder per E-Mail an raetsel@berliner-
stadtblatt.de. Unter allen richtigen Ein-
sendungen verlosen wir 3 Jahreskarten 
fŸr die Staatlichen Museen zu Berlin. 
Die Jahreskarte CLASSIC ist gŸltig 
fŸr den Besuch aller Dauerausstellun-
gen der Staatlichen Museen zu Berlin 
wŠhrend der gesamten …" nungszeit, 
sie gilt jeweils fŸr eine Person.  
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Lšsung des KreuzwortrŠtsels: 
SONNENBRAND. BilderrŠtsel: Der  
Ausschnitt zeigte einen Teil des 
MAHNMALS F†R DIE OPFER DES 
ARBEITERAUFSTANDS VOM 17. JUNI 

an der Wilhelmstra§e. 
Die Gewinner wurden schri# -

lich benachrichtigt. Wir danken al-
len Leserinnen und Lesern fŸr die 
Einsendungen.

Berliner PreisrŠtsel
3 Jahreskarten fŸr die Staatlichen Museen zu BerlinZU GEWINNEN: 

SatellitenschŸsseln sind ab 2015 auch fŸr den RTL-Empfang nštig.            Foto: Horb

Es steht am Rande eines 
vielbefahrenen Platzes und 
erinnert an dessen Namens-
geber, der im September vor 
sechzig Jahren verstorben 
ist. Beim Anblick des Denk-
mals fällt dem Betrachter 
der Satz des  französischen 
Politikers Jean Jaurès wieder 
ein: „Einer Tradition treu 
zu sein, heißt der Flamme 
treu zu sein und nicht der 
Asche.“ An wen erinnern 
Denkmal und Platz?      

Das Berliner Stadtblatt 
verlost unter den richtigen 

Einsendungen zum Bilder-
rŠtsel fŸnf mal zwei Kombi-
eintrittskarten fŸr die beiden 
Ausstellungen ãDie Mau-
er Ð das asisi Panorama zum 
geteilten BerlinÒ und die 
Ausstellung ãBlackBox Kal-
ter KriegÒ, die beide bis zum 
FrŸhjahr 2014 am Check-
point-Charlie zu sehen sind.  

Einsendeschluss ist der 23. 
September 2013 (per Post 
an das Berliner Stadtblatt, 
MŸller stra§e 163, 13353 Ber-
lin oder per E-Mail an raet-
sel@berliner-stadtblatt.de). 

AN WEN ERINNERT DIESES DENKMAL?

BilderrŠtsel

R€TSEL-L…SUNGEN UNSERER AUSGABE JUNI 2013

Gut zu wissen   
Miete, Meinungsfreiheit, Ausbildungsbeginn, TV-Empfang



POLITIK VOR ORT
Treffen sie die SPD Frie-
drichstadt an ihrem Info-
stand! Auch Eva Hšgl,
Bundestagsabgeordnete
und Kandidatin in Mitte
wird dabei sein, um Ihre
Fragen zu beantworten
und aktuelle Themen zu
diskutieren. 
Samstag, 31. August
2013, von 10 - 13 Uhr vor
dem Lidl Supermarkt in
der Leipzigerstra§e 45b,
10117 Berlin. 

DAS TV-DUELL
Peer SteinbrŸck trifft An-
gela Merkel. Eva Hšgl,
Bundestagsabgeordnete in
Mitte, und Thorsten
LŸthke, Bezirksverordne-
ter in Mitte, laden herz-
lich ein zum spannenden
gemeinsamen Fernseh-
abend am 1. September
2013, ab 19 Uhr. 
Das Duell der Kanzler-
kandidatInnen wird ge-
zeigt in der Arminius-
markthalle, Bugenhagen-
stra§e 19, 10551 Berlin.
U-Bahn Linie 9, Turm-
stra§e.

KINDER- UND
STADTTEILFEST
Die SPD Schillerpark lŠdt
wieder herzlich ein zu ih-
rem traditionellen Stadt-
teilfest. Es findet am 7.
September 2013, von 14 -
18 Uhr, im Schillerpark,
Barfusstra§e Ecke Edin-
burger Stra§e, statt.
Unter der Schirmherr-
schaft von BezirksbŸrger-
meister Christian Hanke
werden Speisen, GetrŠn-
ke und Live-Musik der
Band ãDie HarveysÒ ge-
boten. Eine HŸpfburg
und verschiedene Spiele
sorgen fŸr Unterhaltung
der Kleinen. 
BegrŸ§en wird die GŠste
Bruni-Wildenhein Lau-
terbach, Abgeordnete im
Bereich Schillerpark. Per-
sšnliche GesprŠche kšn-
nen auch mit der SPD-
Kandidatin fŸr die
Bundestagswahl am 22.9.,
Eva Hšgl, gefŸhrt wer-
den.

TERMINE

ãFŸr alle bezahlbaren Wohnraum schaffenÒ 
StaatssekretŠr Ephraim Gothe: Wohnungspolitik fŸr die wachsende Gro§stadt

NSU und Rechtsextre-
mismus sind fŸr die 44-jŠhrige
jedoch nur ein Aspekt ihrer en-
gagierten Arbeitt im Deutschen
Bundestag. Ein gewšhnlicher
Arbeitstag von Eva Hšgl ist
immer voll gespickt mit Ter-
minen in ihrem Wahlkreis
Berlin-Mitte.

Eine Diskussion mit SchŸle-
rinnen und SchŸlern des Les-
sing-Gymnasiums im Wedding
Ÿber Jugendarbeitslosigkeit in
Europa am Vormittag; ein Be-
such des Elisabeth-Senioren-
zentrums Weinbergsweg zum
Thema Ehrenamt in der Pflege
am Mittag; eine Tour mit dem
roten Sofa durch den Sprengel-
kiez am Nachmittag; von dort
mit dem Fahrrad zu einer Po-
diumsdiskussion im Moabiter
Ratschlag zu steigenden Mie-
ten am Abend. Sie ist tŠglich
direkt vor Ort mit den Men-
schen in Mitte in Kontakt und
hat fŸr ihre Sorgen und Nšte
immer ein offenes Ohr.

FŸr die 2009 direkt gewŠhlte
Bundestagsabgeordnete fŸr
Berlin-Mitte ist das eine Selbst-
verstŠndlichkeit. Denn sie

nimmt ihre Aufgabe als Volks-
vertreterin beim Wort: ãIch ge-
be meine ganze Kraft, Engage-
ment und Zeit fŸr meine Auf-
gabe als Vertreterin der BŸrge-
rinnen und BŸrger von Berlin-
Mitte im Bundestag.Ò 

Bei ihren zahlreichen Akti-
vitŠten im Wahlkreis und ihrer
Arbeit im Bundestag merkt
man, dass Eva Hšgl eine Ÿber-
zeugte Sozialdemokratin ist.
Bereits 1987 - noch wŠhrend
ihrer Schulzeit - ist sie in die
SPD eingetreten. ãFŸr mich ist
klar: soziale Gerechtigkeit, gute
Arbeit und faire Lšhne - das
gibt es nur mit der SPD.Ò 

Mit ihrem ganzen Engage-
ment setzt sie sich dafŸr ein,
dass Berlin-Mitte sozialdemo-
kratisch bleibt. ãMit Herz fŸr
MitteÒ ist deswegen auch das
Motto ihrer tŠglichen Arbeit,
ob im Bundestag oder vor Ort. 

Die gebŸrtige OsnabrŸckerin
schŠtzt vor allem die Vielfalt
und Besonderheit von Berlin-
Mitte. Deswegen lebt sie mitt-
lerweile seit Ÿber zehn Jahren
gerne im Bezirk und ist kŸrz-
lich in den Wedding umgezo-

Mit Herz für den Bezirk 
TŠglich vor Ort: Mit Eva Hšgl unterwegs im Wahlkeis - Fortsetzung von Seite 1 
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themen aufklŠren, vielmehr
sieht sich das Projekt als sozi-
aler Treffpunkt, als (Frei)-
Raum fŸr Kulturveranstal-
tungen und als Ort der Ent-
spannung im GrŸnen, inmit-
ten der Stadt. 
Die Integration aller Wed-
dingerInnen ist dabei erklŠr-
tes Ziel: Kitas, Jugendliche
und lokale Einrichtungen
wurden eingebunden. ãIn ei-
nem gro§en Garten mit
Werkstatt und CafŽ findet je-
der etwas, was getan werden
kann. Alle sind herzlich ein-
geladen mitzuhelfenÒ, so Toni
Karge, ein Gartenaktivist des
Himmelbeets. 

MITGÄRTNERN:
Offene Gartenarbeitstage
sind Donnerstag 14-18 h und
Samstag 11-15 h. Hier kann
direkt mitgegŠrtnert werden.

gen: ãDas Zusammenleben von
Menschen ganz unterschied-
licher Herkunft und kultureller
IdentitŠt, mit verschiedenen
Lebensstilen und Gewohnhei-
ten - das mag ich sehr an Ber-

lin-Mitte. Deswegen fŸhle ich
mich hier sehr wohl.Ò 

Hšgl studierte Rechtswissen-
schaften in OsnabrŸck und
dem niederlŠndischen Leiden.
Nach ihrer Promotion Ÿber eu-

Berlin wŠchst: Die Einwoh-
nerzahl ist in den letzten 3 Jah-
ren um 100.000 gestiegen. Bis
2030 wirdd ein Zuwachs von
250.000 Menschen erwartet.
Berlin ist attraktiv fŸr Zuwan-
derung aus In- und Ausland,
die Lebenserwartung steigt,
die Zahl der Kinder nimmt
wieder zu. Gleichzeitig hŠlt der
Trend zu  Singlehaushalten an. 

Damit nimmt die Nachfrage
nach Wohnungen zu, die Woh-
nungsfrage stellt sich neu. Die
SPD nimmt die Herausforde-
rung an und hat die Woh-
nungspolitik zu einem Schwer-
punkt  gemacht! Hierbei steht
die soziale Dimension im

Mittelpunkt. Die berŸhmte
Berliner Mischung soll gefšr-
dert und bewahrt werden.

Wohnungsneubau fŸr breite
Schichten der Bevšlkerung ist
eine stŠdtische Aufgabe. Insbe-
sondere das Wohnen im Alter
zu vertretbaren Bedingungen
ist eine Herausforderung, der
sich die Stadt stellen muss. Wir
wollen eine lebenswerte Stadt
fŸr alle. Alleinerziehenden, Er-
werbslosen, Studenten und an-
deren, die sich in prekŠren Le-
benssituationen befinden, gilt
unsere Aufmerksamkeit. Die
stadtrŠumlichen Entmi-
schungstendenzen nehmen dy-
namisch zu, die Innere Stadt ist

IDEEN AUS MITTE 

ropŠisches Arbeits- und Sozial-
recht arbeitete sie zunŠchst
zehn Jahre lang im Bundesmi-
nisterium fŸr Arbeit und Sozi-
ales, ehe sie 2009 in den Deut-
schen Bundestag einzog. 

Die Bauarbeiten beginnen
Neue Mittelpunktbibliothek am Rathaus Wedding

durch einen besonders ange-
spannten Wohnungsmarkt ge-
zeichnet, der VerdrŠngungs-
prozesse forciert. Hier gilt es,
neben Schutzinstrumenten fŸr
den Bestand auch beim Neu-
bau in attraktiven Lagen einen
Anteil bezahlbarer Wohnun-
gen zu erreichen.

Mit unserer Bundestagsabge-
ordneten Eva Hšgl diskutieren
wir šffentlich mit den BŸrge-
rinnen und BŸrgern in Mitte
das Ma§nahmenpaket, das wir
auf Senatsebene auf den Weg
bringen und was im Bund nach
der Bundestagswahl im Sep-
tember im Bundesmietrecht
geŠndert werden muss. Dem

StaatssekretŠr Ephraim Gothe
beim Baustellenbesuch.

Eva Hšgl kandidiert erneut als Bundestagsabgeordnete in Mitte.

Am 30. Mai 2013 war es end-
lich soweit: Die Bauarbeiten
fŸr die neue Schillerbibliothek
haben begonnnen. Nach lang-
jŠhrigen Diskussionen entsteht
am Weddinger Rathausvor-
platz, gegenŸber dem Leopoldd-
platz, ein wichtiger Standort
fŸr die Bildungslandschaft un-
seres Bezirkes.

Dies ist ein Erfolg des lang-
jŠhrigen Einsatzes fŸr die Bi-
bliotheken in Mitte durch die
SPD. Gerade die  langjŠhrige
BildungsstadtrŠtin von Mitte
Dagmar HŠnisch hat in ihrer
Amtszeit gegen alle WiderstŠn-
de den Weg bereitet fŸr die
neue Mittelpunktbibliothek im
Wedding. Diese Bibliothek
wird ein Anziehungspunkt vor
allem fŸr Kinder und Jugendli-
che sein, die bisher schon die

stŠrksten Nutzer der Schillerbi-
bliothek sind. Diese Anzie-
hungskraft wird noch stŠrker
werden, da die Hugo Heimann
Jugendbibliothek an den Leo-
poldplatz umzieht, wenn der
Neubau steht.

Wenn die neue Bibliothek
wie geplant Anfang 2015 eršff-
net, werden 300.000 Besucher
pro Jahr erwartet. Sie treffen
auch auf einen neugestalteten
Rathausvorplatz. Hierzu hat im
Juni ein Juryentscheid stattge-
funden, in dessen Vorfeld es ei-
ne šffentliche BŸrgerveranstal-
tung gab. 

Die Mitglieder der Jury
konnten also die Meinungen
der BŸrgerschaft in ihre Ent-
scheidung mit einflie§en las-
sen. Der Entwurf sieht unter
anderem den Abriss der soge-

Senat ist es gelungen, innerhalb
kurzer Zeit die Wohnungspoli-
tik neu auszurichten: Unsere
stŠdtischen Wohnungsgesell-
schaften haben bereits Ÿber
14.000 Wohnungen erworben
und steigen nun in den Woh-
nungsneubau ein. †ber ein
MietenbŸndnis haben wir mit
ihnen einen moderaten Mie-
tenanstieg vereinbart, Ÿber ei-
ne Sozialklausel kšnnen HŠrte-
fŠlle abgefedert und bei der
Wiedervermietung darf jede
zweite Wohnung nur zur orts-
Ÿblichen Vergleichsmiete ver-
mietet werden.

Wir haben mit dem neuen
Mietspiegel fŸr Rechtssicher-

heit bei den Bestandsmieten
gesorgt und ein Zweckentfrem-
dungsverbotsgesetz ins Parla-
ment eingebracht um insbe-
sondere die 12.000 Ferienwoh-
nung wieder dem normalen
Wohnungsmarkt zuzufŸhren. 

Ab nŠchstem Jahr werden
wir Ÿber ein Programm fŸr
Sozialen Wohnungsbau preis-
werte Wohnungen mit Netto-
kaltmieten zwischen 6,00 !
und 7,50 ! fšrdern und so auch
in attraktiven Innenstadtlagen
fŸr eine soziale Durchmi-
schung in den Neubauquartie-
ren sorgen.       Ephraim Gothe

Anregungen oder Fragen an
gothe@berlin.de 

nannten ãBeamtenlaufbahnÒ
zwischen dem Rathaus-Alt-
und Neubau (jetzt Jobcenter)
vor. 

Dadurch entsteht eine viel
bessere Anbindung an die
Genter Stra§e und die Beuth-
Hochschule und ein ãAngst-
raumÒ verschwindet. TatkrŠfti-
ge UnterstŸtzung fanden diese
Planungen bei der Stadtteilver-
tretung MŸllerstra§e und der
BŸrgerinitiative BrŸsseler
Kiez. 

Zusammen mit der Umge-
staltung des Leopoldplatzes,
der im vollen Gange ist, ent-
steht hier ein zentraler Ort fŸr
die BŸrgerschaft, ein wichtiger
Bestandteil fŸr das šffentliche
Leben in unserem Bezirk. 

Sascha Schug, stellvertreten-
der Fraktionsvorsitzender

URBANER GARTEN AM
LEOPOLDPLATZ
ERÖFFNET
GemŸse, produziert mitten
im Wedding? Das klingt nach
einer verrŸckten Idee, doch
seit Juni werden im interkul-
turellen Gemeinschaftsgar-
ten Himmelbeet (Ruhe-
platzstr. 12) Blumen, KrŠuter
und GemŸse gezogen. Auch
zwei Bienenvšlker leben jetzt
hier.
Die Garten-AktivistInnen
fŸhren eine BrachflŠche des
Bezirks auf unkonventionelle
Art wieder einer Nutzung zu.
Der ursprŸnglich geplante
Dachgarten auf dem Schiller-
park-Center in 22m Hšhe
befindet sich weiterhin in der
Planungsphase.
Der Garten will nicht nur ge-
sunde, regionale Produkte
anbieten und Ÿber Umwelt-



Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg
Gute Chancen für den Erhalt des Atze Musiktheater im Wedding - Spielstätte soll erhalten bleiben

Gemeinsam mit der frŸhe-
ren Bundesjustizministerin
Brigitte Zypries besuchte die
Spitzenkandidatin  der Berliner
SPD fŸr die Bundestagswahl,
Eva Hšgl, am 30. Juli 2013 die
Caritas Schuldnerberatung inn
der Gro§en Hamburger Stra§e
in Berlin-Mitte. Die SPD-Poli-
tikerinnen wurden begleitet
von dem Vorssitzenden des
Ausschusses fŸr Soziales und
BŸrgerdienste der Bezirksver-
ordnetenversammlung Mitte,
Thorsten LŸthke. 

Im Bezirk Mitte, Eva Hšgls
Wahlkreis, treten die unter-
schiedlichen Einkommensver-
hŠltnisse der Einwohnerinnen
und Einwohner besonders
deutlich zu Tage. Mit rund
100.000 Personen erhŠlt ca. ein
Drittel der Bevšlkerung Ar-
beitslosengeld II oder Grundsi-
cherung. Doch nicht nur in
Privathaushalten mit geringem
Einkommen ist †berschul-
dung ein Problem. 

Auch Besserverdiener gera-
ten hŠufig in finanzielle
Schwierigkeiten. Mit mehr als

13.000 Beratungen pro Jahr in
den drei Schuldnerberatungen
liegt Mitte an der Spitze der Be-
zirke. 

Eva Hšgl besuchte nach den
Schuldnerberatungen in Tier-
garten und in Moabit bereits
die dritte Beratungsstelle in ih-
rem Wahlkreis. ãViele Men-
schen in meinem Wahlkreis
nehmen das niedrigschwellige
Angebot an und sind auf die
kompetente Hilfe, die sie hier
erhalten, angewiesen. Ich wer-
de mich auf jeden Fall auch in
Zukunft dafŸr einsetzen, dass
die Beratungsstellen an allen
drei Standorten im Bezirk er-
halten bleiben!Ò

Die sozialdemokratischen
Politikerinnen lie§en sich aus
erster Hand Ÿber die prakti-
schen Erfahrungen mit dem
neu eingefŸhrten P-Konto in-
formieren, das aus Sicht der
Beraterinnen und Berater in
einzelnen Teilen Nachbesse-
rungsbedarf aufweist. Diese
Anregung nahmen die beiden
Juristinnen mit. Weitere Pro-
bleme tauchen in der Bera-

Jeder kann in Schwierigkeiten kommen
Eva Högl und Brigitte Zypries besuchten die Schuldnerberatung der Caritas in Mitte
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chael MŸller. In ihrer letzten
Sitzung hat nun auch die Be-
zirksverordnetenversamm-
lung Mitte dem Antrag von
SPD und CDU zugestimmt
Alternativen zu prŸfen. FŸr
Janina Kšrper, Sprecherin
der SPD Fraktion fŸr GrŸn-
flŠchen, ist klar: ãSicherheits-
vorkehrungen fŸr Veranstal-
tungen auf der Stra§e des 17.

Juni mŸssen sein. Die Veran-
staltungen sind fŸr Berlin
von gro§er Bedeutung und
locken jedes Jahr nicht nur
Berliner, sondern auch viele
Touristen in Berlins Mitte.
Einen festen Zaun um gro§e
Teile des Tiergartens brau-
chen wir dafŸr aber nicht.Ò
Unzumutbar und 
viel zu teuer
Der Tiergarten soll offen sein
fŸr alle Besucher und das do-
kumentiert eben auch seine
derzeitige Gestaltung ohne
Zaun. DarŸber hinaus tragen
die Kosten fŸr die BauzŠune
die Veranstalter von Gro§-
veranstaltungen; ein fester
Zaun wŸrde aus Geldern der
EU, des Bundes und des Lan-
des finanziert werden. Das ist
schwer zu vermitteln. Dieses
Geld kann wirklich sinnvol-
ler eingesetzt werden.

tungspraxis beim Abschluss
von MobilfunkvertrŠgen auf,
von denen oftmals junge Men-
schen betroffen sind. Auch bei
der Kreditvergabe werden hŠu-
fig Methoden angewandt, bei

denen von vornherein abseh-
bar ist, dass die Menschen in
die Schuldenfalle tappen.

Die SPD tritt schon seit Jah-
ren fŸr die Ausweitung des Lei-
stungsspektrums von Schuld-

1985 gegrŸndet, zog das Atze
Musiktheater vor 10 Jahren in
den Weddinger Max-Beck-
mann-Saal an die  Amrumer
Stra§e und hat sich Ÿber die
Bezirks- und Stadtgrenzen hin-
aus einen exzellenten Ruf als
Kindertheater und theaterpŠ-
dagogisches Projekt erarbeitet
bzw. erspielt. 

Trotz der sehr guten Akzep-
tanz kommt auch das Atze-
Theater nicht ohne staatliche
UnterstŸtzung aus. Die Miete
fŸr die bezirkseigene Immobi-
lie betrŠgt symbolisch einen
Euro pro Monat, der Senat fšr-
dert den Spielbetrieb mit ca.
690.000 !. 2009 wurde das Ge-
bŠude mit Lottomitteln auf-
wendig saniert.

Im April dann der Pauken-
schlag: Das Bezirksamt kŸn-
digt den Mietvertrag kurzfri-
stig aus KostengrŸnden, um
dieses Ÿberregionale Theater
vollstŠndig in die Verantwor-
tung des Landes zu Ÿbertragen.

Thomas Sutter, Leiter des
Theaters, wandte sich an die
Abgeordnete Bruni Wilden-
hein-Lauterbach (SPD) und
schilderte erschŸttert, dass da-
mit die Zukunft des Musikthe-
aters akut gefŠhrdet sei, da oh-
ne sichere SpielstŠtte und fi-
nanzielle Sicherheit die Mitar-
beiter des Theaters abwandern
werden und eine Planung der
Spielzeit 2013/14 nicht mehr
mšglich sei. ãMir war klar, dass
jetzt schnell gehandelt werden

KOMMENTAR:OFFENER PARK - KEINE UMZÄUNUNG DES TIERGARTENS

nerberatungen auf prŠventive
Beratungen ein. Zypries, im
Kompetenzteam des SPD-
Kanzlerkandidaten SteinbrŸck
zustŠndig fŸr Verbraucher-
schutz, und Hšgl, Mitglied im

Suche nach Schutz
Flüchtlinge wohnen auch bei uns in Mitte

Die Abgeordnete Bruni Wildenhein-Lauterbach, zuständig für Fi-
nanzen, mit Theaterleiter Thomas Sutter vor dem Atze-Theater.

Besuch der Schuldnerberatungsstelle der Caritas: Brigitte Zypries, Eva Högl, Caritas-Berater Carlo
Wahrmann und der SPD-Bezirksverordnete Thorsten Lüthke.                                                                                       

Wohin mit den FlŸchtlin-
gen? Obwohl die Zahl von
Asylantragstellern insgesamt
seit Jahren kontinuierrlich ab-
nimmt, kommen derzeit wie-
der mehr Menschen, die
Schutz suchen. Sie verlassen
ihre Heimat,, weil sie dort
Krieg, Verfolgung und Unter-
drŸckung ausgesetzt sind. Sie
kommen nicht leichtfertig.. 

FŸr alle FlŸchtlinge mŸssen
UnterkŸnfte zur VerfŸgung
stehen. In Berlin erledigt dies
das Landesamt fŸr Gesundheit
und Soziales und die FlŸchtlin-
ge werden dann unsere Nach-
barn - in allen Berliner Bezir-
ken.

Dann ist es unertrŠglich,
wenn Neonazis in Hellersdorf
diese FlŸchtlinge fŸr ihr aus-
lŠnderfeindliches Gedanken-

gut ausnutzen und Vorurteile
schŸren. Das ist nicht akzepta-
bel!

Viele Berlinerinnen und Ber-
liner kennen Flucht und Ver-
treibung aus der eigenen Fami-
liengeschichte. Auch deshalb
gibt es in gro§en Teilen der Zi-
vilgesellschaft die Bereitschaft
zu helfen. Es ist das Recht der
FlŸchtlinge, hier Asyl zu bean-
tragen und fŸr die Zeit der Ver-
fahren in einer vernŸnftigen
Unterkunft zu leben. Die Ver-
fahren sind hŠufig langwierig
und zerren an Nerven und
KrŠften. Die RŸckzugsmšg-
lichkeiten in den UnterkŸnften
sind beschrŠnkt, es gibt wenig
BeschŠftigung. Umso wichtiger
sind Sprachkurse fŸr die Er-
wachsenen und fŸr die Kinder
Schulbesuche, denn so wird In-

mussteÒ, so Wildenhein-Lau-
terbach, die sich bereits in der
Vergangenheit  im Abgeordne-
tenhaus erfolgreich fŸr eine
Aufstockung der Fšrdergelder
fŸr Atze eingesetzt hatte. Sie
fand UnterstŸtzung beim Kul-
turstaatssekretŠr Schmitz und
vermittelte GesprŠche zwi-
schen Senat und Bezirksebene.
Schnell zeigte sich, dass sich im
Grunde alle einig waren: Atze
soll weitermachen. Denn Atze
ist weit mehr als nur ein Thea-
ter fŸr Kinder, es Ÿbernimmt
auch wichtige Integrationsauf-
gaben. Diese prŠmierte Arbeit
der TheaterpŠdagogen mit u.a.
Kitas, Schulen, Bibliotheken,
der VHS und der Musikschule
ist sehr erfolgreich. 

Nach intensiven GesprŠchen
zwischen Bezirk, insb. durch
Stadtrat Davids (SPD) und
dem Senat, zeichnet sich ein
Weg ab,  Atze an seinem Stand-
ort zu retten. Als Erstes wurde
der Mietvertrag vom Bezirk
verlŠngert, um Zeit fŸr eine
tragfŠhige Lšsung zu haben.
Das Bezirksamt und die Kul-
turverwaltung arbeiten nun
daran, die Einzelheiten zu re-
geln. Auch wenn der Teufel oft
im Detail steckt: Die Chancen
fŸr den Verbleib des Atze Mu-
siktheaters im Wedding stehen
gut; das wŠre ein GlŸcksfall,
nicht nur fŸr den Wedding.

Bruni Wildenhein-Lauter-
bach, MdA, Mitglied im
Hauptausschuss  

tegration mšglich und kšnnen
Kontakte geknŸpft werden.

In Mitte befinden sich der-
zeit UnterkŸnfte in der Lehrter
Stra§e, am Schšneberger Ufer
und in der Chausseestra§e, es
leben ca. 600 Personen dort.
Eine Notunterkunft beherbergt
im Moment ca. 260 Menschen
in Moabit-SŸd. 

Eine Steigerung der Krimi-
nalitŠt in der Nachbarschaft
gibt es nicht - das wird hŠufig
als Bedenken bei der Schaffung
neuer UnterkŸnfte genannt. Es
ist Aufgabe der Politik zu infor-
mieren und aufzuklŠren. Und
es ist Aufgabe der Zivilgesell-
schaft - von uns allen! - Offen-
heit und Aufnahmebereitschaft
zu zeigen fŸr Menschen in Not.

Clarissa de Sielvie, Bezirks-
verordnete

von Janina Kšrper, Bezirks-
verordnete
Die Infrastruktur an der Stra-
§e des 17. Juni soll fŸr Gro§-
veranstaltungen verbessert
werden, unter anderem sol-
len feste Strom-und Wasser-
leitungen verlegt werden und
das Sicherheitskonzept wird
Ÿberarbeitet. Statt wie bislang
bei Gro§veranstaltungen wie
der ãFanmeileÒ oder ãSilve-
ster in BerlinÒ BauzŠune auf-
zustellen, hatte das Bezirks-
amt nun vorgeschlagen, weite
Teile des Tiergartens mit ei-
nem festen Zaun zu verse-
hen.
Aus allen Reihen Widerstand
gegen einen festen Zaun
Die PlŠne des Bezirksamts
stie§en schnell auf Ableh-
nung der Abgeordnetenhaus-
fraktionen und auch bei
Stadtentwicklungssenator Mi-

Rechtsausschuss des Deut-
schen Bundestages, betonten
ihre Absicht, die angesproche-
nen Themen nach den Bundes-
tagswahlen am 22. September
mit Nachdruck voranzutrei-
ben. 

BERATUNGSSTELLEN

AWO BERLIN 
Kreisverband Mitte e.V.,
Badstra§e 33,  13357 Ber-
lin.  Tel.: 030 - 49 30 14 0.
E-Mail: schuldnerbera
tung@awo-mitte.de 

CARITASVERBAND 
Gro§e Hamburger Stra§e
18-19, 10115 Berlin,
Tel.: 030 - 666 33 420, E-
Mail: sib.mitte@caritas-
berlin.de

FAMILIENVERBAND,
Arminiusstra§e 2-4, Ein-
gang Bremer Stra§e,
10551 Berlin, Tel.: 030 -
65 21 57 140  Email: SIB-
Tiergarten@web.de


